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Vernehmlassung zum  

Gesetz über den Spitalverbund Appenzell Ausserrhoden; Teilrevision (SVARG) 

 

Die EVP AR bedank sich für die Möglichkeit ihre Stellungnahme zu den geplanten Änderungen 

des Gesetzes über den Spitalverbund Appenzell Ausserrhoden darzulegen. 

Da im Antwortformular die Möglichkeiten für grundsätzliche Überlegungen nicht in der ge-

wünschten Form angebracht werden können, bitten wir sie, die nachfolgenden Themen zu 

berücksichtigen. 

 

Allgemeine Einschätzung der Vorlage 

Die Vorgaben des aktuellen Gesetzes sind für eine Weiterentwicklung zu starr und die finanzi-

ellen Perspektiven für den SVAR und damit für den Kanton als Eigner schon seit langem düs-

ter. Darin deckt sich die Einschätzung der EVP AR mit derjenigen der Regierung. 

Die Herauslösung der konkreten akut-medizinischen und psychiatrischen Angebote aus der 

aktuellen Struktur soll die Möglichkeit zu weitergehenden Kooperationen eröffnen, bis hin zur 

rechtlichen und finanziellen Übernahme der neu zu gründenden Aktiengesellschaften. 

Dadurch soll die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung sichergestellt und gleichzeitig die 

finanzielle Belastung für den Kanton reduziert werden (Zitat Bericht und Antrag, B&A Seite 3). 

Da aus unserer Sicht die Gesundheitsversorgung viel mehr umfasst als die aktuellen Leistun-

gen des SVAR und aktuell keine Gesamtkonzeption besteht, bekommt die Teilrevision haupt-

sächlich den Charakter einer Finanzvorlage. Dies mit dem Hauptziel den enormen Investiti-

onsbedarf nicht leisten und zukünftige Defizite nicht übernehmen zu müssen. 

 

Übergeordnete Zielsetzungen und Folgen für das Akutspital Herisau 

Mit der Einführung der einheitlichen Finanzierung von ambulanten und stationären Leistun-

gen haben die Schweizer Stimmbürger ein klares Signal zu einer Verlagerung gesetzt. Wo im-

mer möglich soll ambulant vor stationär gelebt werden. 
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In der Realität liegt die Schweiz in der Entwicklung jedoch weit hinter vergleichbaren Ländern 

in Europa zurück (z.B. Bericht der Preisüberwachung vom 21.11.2025). Die Ambulantisierung 

schreitet zwar auch in der Schweiz voran, aber deutlich langsamer. Es ist anzunehmen, dass 

aufgrund der medizintechnischen Entwicklung weitere Behandlungen ambulant durchgeführt 

werden (müssen).  

Die Folgen dieser Entwicklung sind von grosser Bedeutung für die Spitallandschaft: Einerseits 

sinken die stationären Fallzahlen und andererseits sinkt auch die durchschnittliche stationäre 

Aufenthaltsdauer. Dies führt dazu, dass kleine, nichtspezialisierte Häuser noch stärker unter 

finanziellen Druck geraten. 

Diese Ausgangslage führt uns zum Schluss, dass das Spital Herisau mittelfristig in der jetzigen 

Form als Akutspital ob nun mit oder ohne externen Investor nicht überlebensfähig sein wird. 

Im Bereich der Akutmedizin sind uns keine Beispiele bekannt, wie ein Spital in dieser Grösse 

profitabel geführt werden kann. 

Immer wieder genannte Beispiele wie die Thurmed, Réseau de l’arc oder das Gesundheitsze-

ntrum Unterengadin zeigen eindrücklich, dass Gesundheitsversorgung ganzheitlich gedacht 

werden muss und weit über ein Akutspital hinausgeht. Hier sind zum Teil sogar Gewinne 

möglich, jedoch nur mittels Quersubventionierung und Leistungsausbau. Dies ist in einem 

eher gesättigten und besetzten Markt wie im Grossraum St. Gallen nicht mehr möglich. 

Ob es sinnvoll ist, auf private Betreiber zu setzen, welche sich die gewinnbringenden Leistun-

gen aussuchen, stellen wir in Frage. Einmal mehr werden so Gewinne privatisiert und die Fol-

gekosten in der Form von höheren Prämien und Kantonsbeiträgen sozialisiert. Diese Pseudo-

Marktwirtschaft hat ihren Anteil an den permanent steigenden Kosten im Gesundheitswesen. 

 

Übergeordnete Zielsetzungen und Folgen für das Psychiatrische Zentrum Herisau 

Auch im psychiatrischen Bereich sind Entwicklungen im Gang welche sich unter ambulant vor 

intermediär vor stationär zusammenfassen lassen. Die psychiatrische Versorgung ist jedoch 

um einiges komplexer und vielfältiger und kann zu wenig beurteilt werden. 

Ob das PZA als selbständige Organisation langfristig überlebensfähig ist, lässt sich auch auf-

grund der aus den Geschäftsberichten nicht separat ausgewiesenen Ergebnissen nicht beur-

teilen. Die aktuelle Grösse des PZA dürfte an der untersten Grenze liegen, zudem müsste mit 

grösster Wahrscheinlichkeit eine Spezialisierung in Betracht gezogen werden. 

 

Zielbild Gesundheitsversorgung fehlt aktuell 

Aktuell fehlt in Hinblick auf die Gesundheitsversorgung eine konkrete Vorstellung. Damit er-

öffnen sich zwei Risiko-Felder: 

1. Die Bevölkerung ist verunsichert und lehnt eine Veränderung ab 

In den letzten Jahren wurde Gesundheitsversorgung regelmässig mit dem Thema Spitalpla-

nung und Spitalstandorten verknüpft. Dies hat dazu geführt, dass die Schliessung eines Spi-

tals von der Bevölkerung negativ wahrgenommen wird. Auch unser Kanton hat damit ein-

schlägige Erfahrungen gemacht. In der Realität hat sich jedoch die Gesundheitsversorgung, 

wie das Beispiel Spital Heiden und MAiH zeigt, nicht zu einem Versorgungsengpass entwickelt. 

Aber trotzdem fühlt sich das Vorderland bis heute nicht wie gewünscht behandelt, wie auch 

die aktuelle Diskussion um den Verkauf der Liegenschaft zeigt. 
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Im Hinblick auf die Gesetzesänderungen, welche einen Verkauf des Akutspitals einschliesst, 

könnte auch in restlichen Teil des Kantons eine negative Stimmung aufkommen, welche zu 

einer generellen Ablehnung der Gesetzesvorlage führt. 

Aus Sicht der EVP AR ist es zwingend dieser Unsicherheiten mit einem klaren Konzept und ei-

nem konkreten Entwicklungsplan zu begegnen. 

 

2. Ein allfälliger Käufer muss die Rahmenbedingungen kennen 

Ohne ein klares Zielbild der Gesundheitsversorgung wird ein neuer Besitzer das Akutspital so 

weiterentwickeln, dass seine Investitionen mittelfristig Gewinn abwerfen. Die Hoffnung, dass 

dieser Prozess durch Spitallisten und aktienrechtliche Barrieren massgeblich beeinfluss wer-

den können, erachten wir als klein. Denn: sind die Bedingungen zu starr, wird kein Investor 

einsteigen, sind die Vorstellungen schwammig, wird die hochgehaltene Wirtschafts- und Ge-

werbefreiheit dazu führen, dass ein Besitzer sein Geschäftsmodell schrittweise anpassen 

wird, um Gewinn zu erwirtschaften. Damit besteht das Risiko, dass die Interessen und Bedürf-

nisse des Kantons langfristig nicht bedient werden und sich die Kosten der Gesundheitsver-

sorgung noch stärker in eine nicht gewünschte Richtung entwickeln. Dies zeigen praktisch alle 

Akutspitäler, welche von privaten Investoren übernommen wurden. 

 

Fazit 

Es gilt unter Berücksichtigung einer zukünftigen Entwicklung zuerst zu klären, wie die Gesund-

heitsversorgung in unserem Kanton gewährleistet werden soll. 

Interessanterweise wird im B&A verschiedentlich die Aussage gemacht, dass die Leistungen 

des Akutspitals, teilweise aber auch der Psychiatrie versorgungsrelevant, aber nicht unver-

zichtbar sind. Wir können dies nur dahingehend interpretieren, dass in der aktuellen Situation 

die Angebote des SVAR versorgungsrelevant sind, aber in Zukunft nicht mehr benötigt wer-

den. Dies würde unsere Grundannahme zur Überlebensfähigkeit insbesondere des Akutspit-

als bestätigen. Die Aussagen zum PZA sind in sich nicht kohärent. Im Hinblick auf die Unter-

versorgung im psychiatrischen Bereich wäre dies genauer zu evaluieren. 

Die Frage nach einem Zielbild der Gesundheitsversorgung in den Jahren 2035/2040 stellt sich 

aus Sicht der EVP AR sehr konkret. Leider macht der vorliegende B&A dazu keine brauchbaren 

Aussagen. Zwar wird eine Gesundheitsstrategie in Aussicht gestellt (Antwort des Regierungs-

rates auf eine schriftliche Anfrage zur Pflegeheimplanung sowie Erwähnung im AFP). Ob diese 

aber alle Aspekte einer zukünftigen Gesundheitsversorgung beinhalten wird, ist nicht be-

kannt. 

 

Zielbild einer akutmedizinischen Gesundheitsversorgung Appenzell Ausserrhoden 

Verfassung 

Artikel 54 Abs.1 der Verfassung stellt fest: Kanton und Gemeinden stellen eine bedarfsge-

rechte und wirtschaftlich tragbare Gesundheitsversorgung von hoher Qualität sicher, die auf 

unterschiedliche Bedürfnisse der Bevölkerung zugeschnitten ist (neuer Verfassungstext). 
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Bedürfnisse der Einwohnerinnen und Einwohner 

Menschen fühlen sich versorgt, wenn sie den Eindruck haben, dass sie bei gesundheitlichen 

Fragestellungen innert nützlicher Frist Zugang zu medizinischen Leistungen erhalten können. 

Dies beinhaltet die Notfallversorgung, der Zugang zu Hausärzt/innen und wenn nötig zu Spe-

zialisten.  

In Bezug auf die Behandlung in Akutspitälern zeigen unsere Recherchen, dass ca. die Hälfte 

der Behandlungen im stationären Bereich elektiv sind, also planbar. Hier spielt für den Patien-

ten die Distanz zum Wohnort eine eher untergeordnete Rolle. Wichtiger ist für viele die Quali-

tät der Behandlung und wie zeitnah diese durchgeführt werden kann.  

Ergänzend zur effektiven Behandlung ist der Zugang zu pflegerischen Leistungen zu Hause 

oder stationär aber auch die medizinische Beratung in Bagatellsituationen, Medikamentener-

werb etc. wichtige Aspekte. 

 

Elemente einer zukünftigen, ganzheitlichen Gesundheitsversorgung 

Im Folgenden werden Angebote aufgelistet, welche aus Sicht der EVP AR in unserem Kanton 

vorhanden sein sollten. Dabei wird davon ausgegangen, dass Anstelle eines Akutspitals ein 

gut ausgebautes Ambulatorium, welches eine breite Palette von ambulanten Eingriffen ab-

deckt, zur Verfügung stehen wird. Daran könnten weitere Elemente wie eine Medizinische 

Notfallpraxis zur Triage sowie eine Kurz- und Übergangspflege angegliedert werden. 

Es ist zu klären, welchen Beitrag Private, der Kanton und die Gemeinden zu leisten haben, 

bzw. wo private Initiativen gestützt, durch gute Rahmenbedingungen gefördert oder auch fi-

nanziell unterstützt werden müssen. Ziel muss sein, in unserem Kanton eine ganzheitliche 

und zukunftsfähige Gesundheitsversorgung zu etablieren. 

Mit der nachfolgenden Auflistung sind die aus unserer Sicht notwendigen Leistungsangebote 

bezeichnet. Aussagen über Dimension und Ausbau der Angebote, deren Anzahl und die Ver-

teilung über das Kantonsgebiet bleiben bewusst offen. Wichtig scheint uns, dass dabei dem 

Aspekt der Vernetzung und Durchlässigkeit eine grosse Beachtung geschenkt wird. Ein Den-

ken in Gesundheitsversorgungs-Regionen würde die Planung und Entwicklung erleichtern. 

 

Auflistung der Versorgungselemente in der Akutmedizin 

• Ambulatorien 

• Medizinische Notfallpraxis APN 

• Kurz- und Übergangspflege 

• Gemeinschaftspraxen 

• Hausärzte 

• Kinderärzte 

• Apotheken 

• Spitex/Nachtspitex/Hospital@Home 

• Rettungsdienst 

• Elektronisches Patientendossier 

 

Diese Auflistung der Versorgungselemente geht davon aus, dass stationäre Behandlungen 

ausserkantonal, schwergewichtig am HOCH erfolgen.  

 

Entwicklung des Zielbildes 

Aus Sicht der EVP AR ist es zentral, dass die Entwicklung eines Zielbildes gemeinsam mit den 

Leistungserbringern erfolgen muss. Nur so wir eine breite Akzeptanz geschaffen. 
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Die Politik muss gewähr haben, dass ein Zielbild von allen relevanten Beteiligten getragen und 

gemeinsam verfolgt wird. Ob und wie die politischen Entscheidungsträger informiert, zur Stel-

lungnahme aufgefordert oder mittels Kenntnisnahme oder Beschluss beteiligt sein sollen ist 

ebenfalls im Rahmen dieser Entwicklung zu klären. Es wäre ungünstig, wenn die Gesundheits-

versorgung neu entwickelt würde, aber die politischen Entscheidungsträger dann aus finanzi-

ellen oder regionalpolitischen Überlegungen die Entwicklung verhindern würden. 

 

Psychiatrische Versorgung 

Da ein Verkauf des PZA im Moment nicht vorgesehen ist geht die EVP AR davon aus, dass sich 

in der psychiatrischen Versorgung kurzfristig wenig ändern wird. Wir erachten es als äusserst 

wichtig, dass bei anstehenden Veränderungen die notwendigen Kapazitäten bestehen blei-

ben. Auch hier wäre eine Entwicklung eines Zielbildes mit den wesentlichen Beteiligten zwin-

gend, wobei hier unbedingt über die Kantonsgrenzen hinaus zusammengearbeitet werden 

muss. Dabei stellt sich die Frage, ob das PZA aufgrund der kritischen Grösse nicht in eine 

grössere Organisation eingegliedert werden soll. 

 

Weitere Fragestellungen 

SVAR wird zur Immobiliengesellschaft in Besitz des Kantons 

Die Gesetzesvorlage ist so ausgelegt, dass der aktuelle SVAR zur Immobiliengesellschaft wird. 

Damit stellen sich aus Sicht der EVP AR weiterführende Fragen: 

1. Liegenschaftsbesitz 

Zukünftig soll der SVAR die Liegenschaften des Akutspitals und des PZA nicht besitzen aber 

darüber im Baurecht verfügen können. Im Hinblick auf eine ganzheitliche Gesundheitsversor-

gung für den ganzen Kanton ist zwingend zu prüfen, ob die aktuell zum Verkauf ausgeschrie-

bene Spital-Liegenschaft in Heiden nicht auch in diese Organisation eingegliedert werden 

müsste. Trotz langfristiger Mietverträge besteht ein latentes Risiko, dass je nach Käufer die 

privaten Initiativen im Bereich der Gesundheitsversorgung mittelfristig unter räumlichen 

Druck geraten. Dies darf auf keinen Fall geschehen. Im Hinblick auf die fehlende Vorstellung 

zur Gesundheitsversorgung würde ein allfälliger Verkauf zum jetzigen Zeitpunkt Fakten schaf-

fen, welche ungewollte Auswirkungen nach sich ziehen würden. 

 

2. Rechtliche Kontrolle von PZA und Akutspital 

Als Holding und Immobilienanstalt (Bericht, Seite 12) soll der zukünftige SVAR sich ‘auf die 

strategische Steuerung seiner Unternehmen und die Bereitstellung von betriebsnotwendigen 

Im-mobilien beschränken’. Wie dies im Falle einer Teilbeteiligung oder vollständigen Über-

nahme durch Dritte geschehen soll, erscheint fraglich. Es wird zwar aufgeführt, dass der Ein-

fluss durch statutarische Vorgaben und vertragliche Regelungen gezielt abgesichert oder er-

weitert werden könnte, namentlich durch Vinkulierungsbestimmungen oder Aktionärsbin-

dungsverträge mit Stimmrechtsabsprachen, Übertragungsbeschränkungen sowie Informa-

tions- und Einsichtsrechten (Bericht, Seite 16 und 20). Ob dies aber in der Realität noch dem 

qualitativen Knowhow des SVAR Verwaltungsrates oder der Geschäftsstelle entspricht muss 

gefragt werden. Und weiter stellt sich hier endgültig die Frage, ob das Prinzip ‘wer zahlt be-

fiehlt’ nicht schlussendlich spielen wird. Es zeigt sich überall, dass Kapitalgeber die Rendite als 

zentralen Teil ihrer Tätigkeit betrachten – Bestimmungen und Verträge hin oder her. 
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3. Namensgebung von Gesetz und zukünftiger Organisation 

Mit der Neuausrichtig des Gesetzes wird der SVAR zu Immobiliengesellschaft, Akutspital und 

PZA zu selbständigen Aktiengesellschaften. In diesem Zusammenhang von einem Spitalver-

bund zu sprechen, erachten wir als falsch, suggeriert es doch etwas, das nicht mehr besteht 

und sich bei einem Verkauf der beiden Aktiengesellschaften zukünftigen auch nicht mehr kon-

trollieren lässt. 

 

Finanzielle Auswirkungen und Überlegungen 

Aktuell hat sich das bis Ende 2025 aufgebrachte Dotationskapital von 59.7 Mio auf 19.4 Mio 

verringert und hat damit bis heute die Staatsrechnung mit 40 Mio belastet. Daneben betragen 

die Darlehen des Kantons an den SVAR mittlerweile Fr. 54.2 Mio. Es wird nun im Bericht ge-

sagt: ‘mit der entgeltlichen Überlassung betriebsnotwendiger Immobilien und der allfälligen 

Veräusserung von Beteiligungsrechten (Aktien) kann der SVAR Erträge generieren mit dem 

Ziel, seine Verpflichtungen gegenüber dem Kanton schrittweise und verursachergerecht abzu-

bauen’ (Zitat Seite 21). Es soll also möglich sein, Beträge von knapp 95 Mio Franken schritt-

weise zurückzuzahlen oder mittels Gegenwertes von Aktien in die Staatsrechnung zu integrie-

ren. Dies nota bene mit Liegenschaften, die einen Investitionsbedarf von 190 Mio aufweisen. 

Die EVP AR bezweifelt, dass dies möglich sein wird. 

 

Gemeinwirtschaftliche Leistungen (GWL) und Stabilisierungsbeiträge 

In den letzten Jahren verpflichtete der Kanton den SVAR für ca. 2 Mio gemeinwirtschaftliche 

Leistungen zu erbringen. Wir gehen aktuell davon aus, dass diese Beiträge mindestens bis zu 

einem Voll- oder Teilverkauf weiterhin zu gewährleisten sind. Für einzelne davon sind zum Teil 

Leistungsvereinbarungen vorhanden. 

Es stellt sich jedoch die Frage, ob und in welcher Höhe für die Akut-Spital AR notwendig sein 

werden. Der Regierungsrat erhält hier die Kompetenz und geht davon aus, dass diese nicht 

höher sein werden als heute (Bericht, Seite 34). Und weiter muss gefragt werden was ge-

schieht, wenn ein zukünftiger Besitzer notwendige Leistungen nicht mehr erbringen kann 

oder will. 

In den Jahren 2022 – 2025 erhielt der SVAR Stabilisierungsbeiträge von insgesamt 11.5 Mio. Es 

stellt sich die Frage, wie lange hier der Kanton solche Beiträge leisten will oder muss. Solange 

der SVAR nicht in die beiden neuen Aktionsgesellschaften aufgegliedert ist, werden wohl wei-

tere Beiträge oder grössere Wertberichtigungen anfallen. Wie wird dies eingeschätzt? 

Und weiter stellt sich die Frage, ob bei einer weiteren Beteiligung weiterhin Beiträge geleistet 

werden müssen, da sich die Ertragslage kaum schnell verbessern wird. 

 

Geschützte Operationsstelle GOPS 

Der Bund betreibt unter dem Akutspital eine GOPS. Gem. Bericht ist diese auf ein funktionie-

rendes Spital angewiesen (Seite 6). Dabei stellen sich diverse Fragen, welche hier nur stich-

wortartig aufgelistet werden: 

• Ohne Akutspital keine GOPS? 

• Wenn das Akutspital notwendig wäre, wer ist verantwortlich? Welchen vertraglichen 

oder gesetzlichen Rahmenbedingungen gibt es? 

• Kann der Kanton zur Führung eines Akutspitals verpflichtet werden (auch wenn dieses 

defizitär ist) und welches ist die gesetzliche Grundlage dazu? 

• Ist es denkbar, dass eine GOPS auch mit einem Ambulatorium funktionsfähig wäre? 

• Wer finanziert die Defizite des Akutspitals, welches nur aufrechterhalten wird, weil es 

eine unterirdische GOPS gibt? 
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Der EVP AR geht es dabei nicht darum, sich aus der Verantwortung zu stehlen. Wir stellen 

diese Frage, weil die Belastung durch eine allfällige Verpflichtung schlicht für den Kanton nicht 

tragbar ist. Diese ist der Hauptgrund für die vorliegende Gesetzesänderung. 

 

Gesamtfazit zur Vorlage 

Die Vorlage ist als Finanzvorlage zu betrachten, welche das Ziel hat, die finanziellen Risiken 

des Kantons zu minimieren. Aus Sicht der Kantonsfinanzen ist dies nachvollziehbar. Da jedoch 

weder Entwicklungsszenarien vorliegen noch eine zukünftige Gesundheitsversorgung skizziert 

wird, betrachten wir die Vorlage, insbesondere in einer Volksabstimmung, als gefährdet. 

Die EVP AR macht ihre Zustimmung zur Vorlage davon abhängig, ob vor der Beratung im Kan-

tonsrat eine belastbare und gemeinsam mit den Akteuren der Gesundheitsversorgung AR er-

arbeitete Versorgungskonzeption vorliegt.  

 

Geschätzte Damen und Herren, wir bitten sie unsere Überlegungen bei der Weiterentwicklung 

der Vorlage zu berücksichtigen.  

 

Freundliche Grüsse 

 

 

Sig. Mathias Steinhauer Sig. Regula Compér 

EVP AR, Präsident EVP AR, Aktuarin 

 


